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A. Einleitung und Gang der Untersuchung 

 

„Der Volksmund weiß: Rom wurde nicht an einem Tag erbaut, und aus kollisionsrechtlicher 

Sicht ist hinzuzufügen: „Rom II“ erst recht nicht“ 

Jan von Hein, 2007 

 

Sowohl die Presse- als auch die Persönlichkeitsrechte entstanden lange Zeit vor der Gründung 

der Europäischen Gemeinschaft. Im Zuge der Entwicklung der Europäischen Union wurde 

zur Erreichung des Ziels - einen einheitlichen Binnenmarkt zu erschaffen - vermehrt 

Rechtsvereinheitlichung unternommen. Jeder einzelne Mitgliedsstaat hat jedoch sein eigenes, 

bereits existierendes Recht, basierend auf einer individuellen Kultur und Tradition. 

Unabhängig vom bevorstehenden BREXIT wird auch Großbritannien punktuell betrachtet, da 

die europäische durch die englische Rechtsansicht stark beeinflusst wurde. Der EuGH sowie 

der EGMR befassen sich schon seit über zwei Jahrzehnten mit der Diskrepanz zwischen dem 

Persönlichkeitsrecht und der Pressefreiheit. Im Gegensatz zur Rom II-VO wurden die 

Persönlichkeitsrechte in der Brüssel Ia-VO nicht ausgeklammert. Grundsätzlich gilt in der 

gesamten europäischen Rechtsordnung der Grundsatz Actor sequitur forum rei. Von diesem 

Grundsatz wird unter anderen bei Verletzungen aus unerlaubten Handlungen abgewichen. Es 

entstanden mehrere örtliche Zuständigkeiten, woraus das sogenannte „Forum Shopping“ bzw. 

der „Klagetourismus“ resultierten. Die Kläger können sich buchstäblich aus den 

verschiedenen Zuständigkeiten die erfolgversprechendsten Gerichtsorte auswählen. Aufgrund 

der Waffengleichheit ist dieses Phänomen jedoch grundsätzlich nicht erwünscht. Das Problem 

könnte wiederum eingedämmt werden, wenn es eine Kollisionsnorm für Persönlichkeitsrechte 

geben würde. Die europäischen Gesetzgebungsorgane konnten zur Zeit der Verabschiedung 

der Rom II-VO keine Einigung erzielen. Die Presse selbst hat sich unter anderen immer 

wieder eingeschalten und auf ihr Grundrecht der Pressefreiheit verwiesen. Der aus dem Jahr 

2012 veröffentlichte Entwurf trat nach wie vor nicht in Kraft. Da ein sachlicher Grund für die 

Ausklammerung nicht ausschlaggebend war, wird im Rahmen der Dissertation ein gänzlich 

neuer Ansatz gewählt. 

Der Lösungsvorschlag für eine Norm, welche Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch die 

Presse regulieren soll, basiert auf vier großen „Standbeinen“ bzw. Säulen. Jedes der vier 

Standbeine baut auf dem vorherigen auf, bis schließlich die Norm präsentiert werden kann. 
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B. Ergebnis aus Kapitel 2: Das Internationale Privatrecht der Europäischen Union 

 

Im Rahmen der ersten großen Säule hat sich als Besonderheit des Europäischen 

Internationalen Privatrecht herausgestellt, dass in den letzten eineinhalb Jahrzehnten die 

europäischen Regeln im Gebiet des Internationalen Privatrecht den Platz des nationalen 

Internationalen Privatrecht größtenteils übernommen haben. Obwohl die Revolution des 

Europäischen Internationalen Privatrechts keinen Paradigmenwechsel hervorgebracht hat und 

das europäische System das „savignyanische“ Paradigma (Sitz des Rechtsverhältnisses) 

behalten hat, verfügt das Europäische Internationale Privatrecht über eine Reihe von 

einzigartigen Merkmalen. Erstens ist das Europäische Internationale Privatrecht mit großer 

Sicherheit das erste System, das kein einheitliches oder zumindest „einsprachiges“ 

materielles Recht hat. In Gegensatz dazu beruhen in den Vereinigten Staaten - obwohl es weit 

mehr als 50 Rechtssysteme gibt - fast alle auf derselben Tradition, mithin dem Common law. 

Auch aus diesem Grund ist die Untersuchung der Dissertation sehr relevant. Zweitens hat das 

Europäische Internationale Privatrecht keinen allgemeinen Teil. Drittens spielt das Prinzip der 

Parteiautonomie (Rechtswahl) im EU-Kollisionsrecht eine herausragende Rolle. In fast allen 

Gebieten, wie Vertragsabschluss, außervertragliche Schuldverhältnisse, Ehegüter, 

Ehescheidung etc. haben die Parteien die Möglichkeit, das anwendbare Recht zu wählen. 

Lösungsvorschlag	für	eine	
Norm	in	der	Rom	II-VO	

Da
s	I
PR

	d
er
	E
U
	

Ab
w
äg
un

g	
Pe

rs
ön

lic
hk
ei
ts
re
ch
t	

un
d	
Pr
es
se
fr
ei
he

it	

In
te
rn
at
io
na
le
	Z
us
tä
nd

ig
ke
it	
be

i	
Pe

rs
ön

lic
hk
ei
ts
re
ch
ts
ve
rle

tz
un

ge
n	

du
rc
h	
di
e	
Pr
es
se
	

En
tw

ic
kl
un

g	
de

r	R
om

	II
-V
O
	



	 4	

Letztlich hat sich herausgestellt, dass das Europäische Internationale Privatrecht das liberalste 

System der Welt ist. 

 

C. Ergebnis aus Kapitel 3: Abwägung zwischen dem Persönlichkeitsrecht und der 

Pressefreiheit 

 

Die zweite große Säule teilt sich in die Darstellung der Pressefreiheit, des 

Persönlichkeitsrechts und schließlich in die Beleuchtung ausgewählter EGMR-

Rechtsprechung. Nachdem der Pressebegriff im ersten Teil definiert wird, schließt sich die 

Analyse der Gemeinsamkeiten und Unterschiede der jeweiligen Schutzbereiche der Art. 10 

EMRK und Art. 11 GRC an. Im Weiteren werden verschiedene nationale Rechtsordnungen 

beleuchtet. Spiegelbildlich zur Pressefreiheit wird die gleiche Analyse mit dem 

Persönlichkeitsrecht vorgenommen. Zunächst wird Art. 8 EMRK und Art. 7 GRC miteinander 

verglichen und anschließend werden wieder drei nationale Rechtsordnungen dargestellt. 

 

I. Grundsätze Abwägung EGMR 

 

Der EGMR stellt zur Frage der Erforderlichkeit eines Eingriffs in Art. 10 EMRK in einer 

demokratischen Gesellschaft allgemeine Grundsätze auf. Der Gerichtshof prüft im Einzelfall, 

ob der angegriffene Eingriff im Zusammenhang mit einem „dringenden sozialen Bedürfnis“ 

stand. Die nationalen Gerichte genießen einen gewissen Ermessensspielraum, ob ein solches 

„Bedürfnis“ besteht und welche Maßnahmen zum Umgang damit getroffen werden sollten. 

Dieses Ermessen können sie jedoch nicht unbegrenzt ausreizen. Der EGMR hat die Aufgabe 

diese Grenzen zu überwachen. Folglich darf er nicht selbst Ermessen ausüben, sondern muss 

die Entscheidung der nationalen Gerichte auf ihren Ermessensspielraum hin überprüfen. Der 

Gerichtshof muss den Einzelfall aber im Ganzen beleuchten und nicht nur überprüfen, ob der 

jeweilige Mitgliedsstaat sein Spielraum angemessen, vorsichtig und gutgläubig ausgeübt hat. 

Er hat die Argumente der nationalen Gerichte im Hinblick auf Relevanz und Ausreichbarkeit 

zu überprüfen. Des Weiteren hat er die Verhältnismäßigkeit der getroffenen Maßnahme in 

Bezug auf die verfolgten Ziele zu würdigen. Der Gerichtshof hat zudem zu überprüfen, ob die 

Gerichte Standards angewendet haben, welche im Einklang mit den Grundsätzen des Art. 10 

EMRK stehen. Ebenso muss der Gerichtshof feststellen, ob die nationalen Gerichte einen 

angemessenen Ausgleich zwischen dem Schutz aus Art. 10 EMRK und dem Schutz aus Art. 8 

EMRK hergestellt haben. 
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II. Ergebnis 

 

Der Begriff der Medien soll in der vorliegenden Dissertation nicht sämtliche Medienarten und 

bzw. nicht alle Autoren einbeziehen. Ausschließlich die Presse als Unternehmen, welches 

sowohl Offline als auch Online Artikel – sei es auch in zwei getrennten Unternehmen – 

veröffentlicht, wird als Grundlage herangezogen. Demzufolge werden auch nur die 

Massenmedien als solche betrachtet. Rechtsvergleichend ist festzustellen, dass sich die 

Mitgliedsländer über die Jahre untereinander angenähert haben. Durch die Überprüfung des 

EGMRs werden stets die gleichen Kriterien herangezogen, welche das Gericht aufgrund der 

unterschiedlichen Ansichtsweisen und Ausprägungen der Mitgliedsländer entwickelt hat. 

 

D. Ergebnis aus Kapitel 4: Internationale Zuständigkeit bei 

Persönlichkeitsrechtsverletzung durch die Presse 

 

Im vierten Kapitel werden mehrere EuGH Urteile analysiert. Die vielfachen Zuständigkeiten 

werden bspw. im Rahmen des Shevill Urteils in der folgenden Graphik deutlich. 

 

I. Shevill- Urteil (EuGH, Urteil v. 07.03.1995, AZ. 68/93) 
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1. Unterschiede & Gemeinsamkeiten zwischen den Generalanwälten und dem EuGH 

 

Die Generalanwälte bevorzugen als Ort des ursächlichen Geschehens den Ort der 

Veröffentlichung des Druckerzeugnisses, während der EuGH den Ort der Niederlassung des 

Herausgebers ansieht. Der EuGH nimmt damit in Kauf, dass der Ort der Niederlassung des 

Beklagten dennoch zuständig sein soll, auch wenn es eben nicht der Ort der Veröffentlichung 

ist. 

Als Ort des Schadenseintritts hält der Generalanwalt ausschließlich den Ort der Verbreitung 

für maßgebend. Er sieht eine Verletzung vom Ansehen automatisch in der Veröffentlichung 

selbst - in dem Moment, in dem sie Dritte erreicht. Die Veröffentlichung soll damit die 

Verbindung darstellen. Im Gegensatz dazu will der EuGH als Ort des Schadenseintritts 

zusätzlich das Ansehen des Betroffenen verletzt sehen. Für dieses zusätzliche Kriterium soll 

der Betroffene selbst Beweis erbringen. 

 

2. Ergebnis 

 

Einerseits eröffnet die Zersplitterung der Gerichtsstände eine Vielzahl von Gerichtsständen, 

andererseits wird durch die beschränkte Kognitionsbefugnis diese Eröffnung wieder 

eingegrenzt. Die bloße Verbreitung ist weder für den Beklagten, noch für den Kläger 

vorhersehbar. Das Kriterium der Verletzung des Ansehens ist nicht hilfreich. Durch die 

subjektive Behauptung des Klägers wird das Kriterium der Verbreitung nicht eingegrenzt 

bzw. ist es für den Beklagten nicht zu hundert Prozent bestimmbar, da das Ansehen 

insbesondere bei Personen wie Sportler, Sänger oder Politiker in mehr als nur einem Staat 

verletzt werden kann. Für welchen Ort sich der Kläger entscheidet bzw. welche ihm 

überhaupt zur Verfügung stehen, ist für den Beklagten meist nicht vorhersehbar. Der Beklagte 

hat zudem keinen zuverlässigen Einfluss auf die bloße Verbreitung. Dies spricht ebenso 

gegen die Vorhersehbarkeit. Die beschränkte Kognitionsbefugnis führt dazu, dass die 

Gerichte an den Erfolgsorten nur fiktiv zur Verfügung gestellt werden. Die Zersplitterung der 

Gerichtsstände wäre sinnvoller, wenn die Kognitionsbefugnis nicht beschränkt wäre. Doch 

dann wäre der Kläger durch die Vielzahl der Gerichtsstände übervorteilt und für den 

Beklagten nicht vorhersehbar. Folglich ist weder das Verbreitungskriterium an sich sowie die 

dadurch eintretende Zersplitterung der Gerichtsstände, noch die Beschränkung der 

Zuständigkeit effektiv.  
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II. E-Date & Martinez Urteil (EuGH,	Urteil	v.	25.10.2011,	AZ.	509/09	&	AZ.	161/10)	

 

 
 

1. Unterschiede zwischen dem Generalanwalt und dem EuGH 

 

Der größte Unterschied zwischen dem Generalanwalt und dem EuGH wird wohl sein, dass 

der Generalanwalt sich im Gegensatz zu dem EuGH für eine Technologieneutralität 

entschieden hat. Die entwickelten Zuständigkeiten für Printmedien wollte der EuGH, außer 

den Handlungsort am Ort der Niederlassung, nicht übernehmen. Der EuGH hat den 

Anknüpfungspunkt „Mittelpunkt der Opferinteressen“ fast identisch übernommen. Jedoch hat 

er sich gegen das Kriterium der „objektiven Relevanz“ entschieden. 

 

2. Ergebnis 

 

Der Handlungsort am Ort der Niederlassung sowie der Erfolgsort am Ort des Mittelpunkts der 

Opferinteressen bezüglich Privatpersonen stehen im Einklang mit dem Grundsatz-Ausnahme 

Prinzip. Der Generalanwalt und auch der EuGH wollten die Shevill Doktrin nicht auf 

Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch Online Medien übertragen. Der Generalanwalt zeigte 

die Unterschiede sehr gut auf. Mit dem Internet ist es erstmalig gelungen, den Inhalt sofort 

und für Jeden auf der Welt zugänglich zu machen. Das Internet geht über alle Grenzen und 

Territorien hinaus und schafft einen völlig neuen und nicht fühlbaren Raum. Nach dem 
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Generalanwalt hat es die „sozialen Beziehungen globalisiert und die Bedeutung der 

regionalen oder staatlichen Dimensionen minimalisiert“. Die Präsenz im Internet ist 

grundsätzlich immer da - das Internet vergisst nicht. Die Medienkonzerne, welche nur über 

das Internet veröffentlichen, haben viele Vorteile. Sie müssen sich nicht überlegen in 

welchem Gebiet die größtmöglichen potentiellen Leser sind. Das Internet ermöglicht eine 

kostengünstige Lösung, die Zeitschriften zur Verfügung zu stellen. Gleichfalls bedeutet dieser 

Vorteil für die Medien auch, dass sie keinen Einfluss darauf haben, wo die Zeitschrift 

zugänglich sein soll. Sie haben keine Möglichkeit der Beschränkung. Größter Unterschied zu 

den Printveröffentlichungen ist daher der Verbreitungsgrad der Informationen. Im Internet 

wird ein weltweiter Grad erreicht und ist damit wesentlich höher, als bei 

Printveröffentlichungen. Dadurch sind die Medien einer Vielzahl von potentiellen Rechten 

und Gerichtsständen ausgesetzt. 

Der Generalanwalt sowie der EuGH schlussfolgern daraus, dass die Geschädigten durch die 

Reichweite des Internets in ihrem Persönlichkeitsrecht schwerer verletzt werden, als durch 

eine Printveröffentlichung. Die Schlussfolgerung ist jedoch einseitig gedacht. Es scheint, als 

ob insbesondere der EuGH mit dem Medium Internet überfordert ist und die genannten 

Argumente für eine Verschärfung des Eingriffs in das Persönlichkeitsrecht rechtfertigt. 

Gerade weil der EuGH im Shevill Urteil auf die Bekanntheit der geschädigten Person abstellt, 

ist dies nicht nachvollziehbar. Durch die weltweite Verbreitung über das Internet ändert sich 

der Bekanntheitsgrad nicht. Ein Artikel über das Internet ist zwar an jedem Ort abrufbar, doch 

wie oben beschrieben, besteht nur die Möglichkeit ihn überall abzurufen. Ohne eine Reihe 

von Analysen ist es nicht festzustellen, ob der streitgegenständliche Artikel wirklich 

abgerufen bzw. wirklich gelesen wurde. Eine Unterlassungsverfügung eines Artikels im 

Internet ist bedeutungslos, da sie „faktisch wirkungslos ist, weil die Primärmitteilung durch 

Dritte im Rahmen von Kopien, Blogs oder Verlinkungen weiter verbreitet werde“. Doch 

dieses Argument sollte nicht per se auf die Internationale Zuständigkeit angewandt werden. 

Eine Veröffentlichung durch das Internet bietet für den potentiellen Schädiger vielleicht sogar 

mehr Gefahren, als durch eine Printveröffentlichung. Die Beklagten haben die Gefahr, dass 

sie faktisch vor jedem Gericht der Welt gezogen werden können, solange nicht ein 

einheitlicher rechtlicher Rahmen geschaffen wird. Zwischen einer Offline und einer Online 

Veröffentlichung sollte kein Unterschied gemacht werden, gerade weil viele Herausgeber 

einer Printausgabe die gleiche als Online Ausgabe zur Verfügung stellen. 
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III. Zusammenfassung der Erkenntnisse 

 

Bevor der Lösungsvorschlag diskutiert wird, wird im Folgenden zusammengefasst, welche 

Grundbedingungen die Lösung haben sollte. Ziel der Lösung sollte eine Zuständigkeit sein, 

welche vorhersehbar ist und den Parteien Rechtssicherheit bietet. Allerdings sollte die Norm 

nicht aus Vorhersehbarkeitsgründen stur auf einen Ort, wie dem Wohnort oder dem 

Aufenthaltsort abgestellt werden. Der Ort muss eine gewisse Flexibilität bieten, um in jedem 

bzw. im überwiegenden Teil der Fälle für beide Parteien eine akzeptable Lösung darzustellen. 

Die Auslegung der Norm sollte sowohl auf Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch Offline 

Medien, als auch durch Online Medien veröffentlichte Inhalte anwendbar sein. D.h. sie darf 

keine technischen Anknüpfungspunkte aufweisen. Die Wendung „Ort des schädigenden 

Ereignisses“ und der Begriff des „Schadens“ sollten autonom ausgelegt werden. D.h. der 

Schaden ist als ein einheitlicher Schaden zu qualifizieren, da er durch eine Handlung auch nur 

eine Rechtgutsverletzung auslöst. Dass der Schaden an mehreren Orten eintreten kann, ist 

hierbei nur als zufällig zu beurteilen. Folglich ist die beschränkte Kognitionsbefugnis gänzlich 

abzulehnen. Am neu entwickelten Tatort soll der gesamte Schaden einzuklagen sein.  

 

IV. Unterscheidung zwischen Privatpersonen und prominenten Personen 

 

Wenn eine Privatperson eine andere Privatperson verletzt, gleicht der Fall einem 

Nachbarschaftsstreit. Wie liegt der Fall, wenn ein Medienunternehmen eine Privatperson 

verletzt? Die Brüssel Ia-VO will bei bestimmten Umständen die schwächere Partei schützen. 

Eine Privatperson könnte gegenüber dem Medienunternehmen in der schwächeren Position 

sein. Wenn Medienunternehmen Prominente in ihrem Persönlichkeitsrecht verletzen, ist es 

fraglich, ob auch hier der Geschädigte in der schwächeren Position ist. Diese Personen stehen 

freiwillig im Lichte der Öffentlichkeit. Wo und wie sie sich zeigen und darstellen und damit 

mehr oder weniger Potential den Medien geben über sie zu berichten, ist allein von den 

Personen selbst abhängig. Zwischen diesen Parteien besteht ein gewisses Gleichgewicht. Aber 

nicht, weil das Medienunternehmen durch die Prominenten in ihrem Persönlichkeitsrecht 

verletzt werden kann, sondern weil sie in einer Abhängigkeit zu den Medien stehen. Eine 

prominente Person ist nur prominent, solange über sie berichtet wird. Die Parteien stehen in 

einer gewissen Koexistenz zueinander. Es lohnt sich einen Vergleich zu dem Fall Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer sowie Unternehmer und Verbraucher zu ziehen. In diesen Konstellationen 

sind der Arbeitnehmer sowie der Verbraucher jeweils in der schwächeren Position. Beide 
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Parteien werden als unterlegen und unerfahren eingestuft. Bei der Konstellation Privatperson 

und Medienunternehmen könnte diese Überlegung auch anwendbar sein.  

 

V. Vorschlag 

 

Bei der Konstellation Prominenter ./. Medienunternehmen sollte dem Kläger kein 

Ubiquitätsprinzip zur Verfügung stehen. Als Gerichtsstand sollte ein einziger Ort, zusätzlich 

zum allgemeinen Gerichtsort als Tatort zuständig sein. In Gegensatz zu der Konstellation 

Privatperson ./. Medienunternehmen. Daher bezieht sich der im Folgenden dargestellte 

Handlungsort auf beide Konstellationen, während der Erfolgsort nur für die letztere 

Kombination greifen soll. 

 

1. Handlungsort 

 

Der neu entwickelte Handlungsort als ursächlicher Geschehensort, ist der Aufenthalt des 

Beklagten zum Zeitpunkt des Geschehens. Bei der Bildberichterstattung ist dieser Ort leicht 

feststellbar. Es soll das Gericht an dem Ort zuständig sein, wo die Bildaufnahme gemacht 

worden ist. Dieser Handlungsort ist in hohem Maße vorhersehbar und bietet den Parteien 

Rechtssicherheit. Bei der Wortberichterstattung ist beispielsweise bei einem geführten 

Interview der Ort ausschlaggebend, wo das Gespräch geführt wurde. Diese Orte sind einfach 

zu lokalisieren, wenn das Persönlichkeitsrecht zunächst (weil beide Parteien an demselben Ort 

anwesend waren) von Angesicht zu Angesicht verletzt wurde. Diese Lösung ist sachgerecht 

und für beide Parteien zum Vorteil.  

 

2. Erfolgsort 

 

Als Erfolgsort, der Ort an dem die Rechtsgutverletzung eingetreten ist, sollte auf den Ort 

abgestellt werden, wo der Lebensmittelpunkt des Geschädigten liegt.  

Dieser Ort ist bei Privatpersonen leichter zu ermitteln. Er wird meist am gewöhnlichen 

Aufenthalt des Geschädigten sein. Der Begriff des Lebensmittelpunkts müsste allerdings 

autonom auslegt und nicht nach der lex fori entschieden werden. Es wird gerade nicht der 

gewöhnliche Aufenthaltsort gewählt, da er in einigen Fällen unbrauchbar ist. Beispielsweise 

können Ärzte oder Anwälte über ein Bewertungsportal im Internet benotet werden. Hier ist es 

gleichgültig, von wo aus der Schädiger gehandelt hat. Die Persönlichkeitsrechtsverletzung 
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trifft diese Berufsgruppen dort, wo sie sich niedergelassen haben. Der familiäre 

Lebensmittelpunkt ist hierbei auch nicht von primärer Bedeutung. Im Übrigen wird der 

Handlungsort in diesem Fall ebenfalls an diesem Ort sein, da die Niederlassung des Klägers 

die Ursache für die Handlung des Schädigers war. In Gegensatz zu materiellen 

Rechtsverletzungen ist bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen die Sachnähe immer beim 

Betroffenen selbst gegeben. Auch der Beklagte zielt in diesem Fall auf eine Berichterstattung 

über den Kläger. Sie liegt im Interesse des Beklagten. Bei einer 

Persönlichkeitsrechtsverletzung ist es nicht sachgerecht auf objektive Kriterien, wie die 

bestimmungsgemäße Verbreitung einzugehen. Bei einer Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

ist es gleichgültig, wie viele Exemplare in dem Aufenthaltsort verbreitet wurden. Eine 

Persönlichkeitsrechtsverletzung tritt zudem unabhängig von einer bestimmungsgemäßen 

Verbreitung ein. Die Intention des Beklagten liegt freilich in der Interessenssphäre des 

Beklagten, doch sie kann nicht als Hauptkriterium herangezogen werden. Eine 

Persönlichkeitsrechtsverletzung tritt immer bei der Person selbst ein. Der Beklagte hat in der 

Hand, aus welchem Grund und folglich an welchem Ort sie eintritt.  

 

3. Ergebnis 

 

Die Lösung ist am besten geeignet, um beiden Parteien keinen Vorteil oder Nachteil zu 

verschaffen. Sie ist parteineutral ausgerichtet und bietet beiden Rechtssicherheit. Vor allem ist 

das forum shopping erheblich eingeschränkt. Der prominente Kläger kann höchstens 

zwischen dem allgemeinen Gerichtsstand und dem Handlungsort als besonderen 

Gerichtsstand entscheiden. Dem privaten Kläger wird zusätzlich der Gerichtsstand an seinem 

Lebensmittelpunkt gewährt. Die Gerichtsstände stehen auch im Einklang mit dem Grundsatz 

Actor sequitor forum rei. Durch den gewählten Handlungsort können sich beide Parteien 

sicher sein, welcher Ort zur Anwendung kommt. Sofern ein solcher Ort nicht aufzufinden ist, 

weil eben keine gemeinsamen Schnittstellen vorzufinden sind, dann bleibt dem Kläger der 

allgemeine Gerichtsstand. Die Lösung erscheint aufgrund der Stellungnahmen zu den 

bisherigen Lösungen am sachgerechtesten. 
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E. Ergebnis aus Kapitel 5: Entwicklung der Rom II-VO 

 

I. Entwurf 2012 (EP,	Bericht	vom	02.05.2012,	A7-01552/2012)	- Anwendungsbereich 

 

Nach Art. 5a Abs. 1 ist grundsätzlich das Recht des Staates anzuwenden, in dem der Schaden 

im Wesentlichen eintritt oder einzutreten droht. Dieser starke Klägergerichtsstand wird durch 

Absatz 2 jedoch ausgehebelt. Gemäß dem zweiten Absatz ist dagegen das Recht des Staates 

anzuwenden, in dem der Beklagte seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dieses Recht soll zur 

Anwendung kommen, wenn der Beklagte die erheblichen Folgen seiner Handlung in dem in 

Absatz 1 bestimmten Staat vernünftigerweise nicht vorhersehen konnte. Wie schon oben zum 

ersten Vorschlag beschrieben, ist das Tatbestandmerkmal „vernünftigerweise vorhersehbar“ 

nicht brauchbar. Nach Absatz 3 soll das Recht des Staates angewendet werden, in dem das 

wichtigste Element oder die wichtigsten Elemente des Schadens auftreten oder auftreten 

könnten. Das Recht soll sich aber nur auf schriftliche Veröffentlichungen oder einer 

ausgestrahlten Sendung beziehen. Fraglich ist, ob unter dem Begriff „schriftliche 

Veröffentlichungen“ auch Internetveröffentlichungen zu fassen sind. Für das Recht auf 

Gegendarstellung oder gleichwertige Maßnahmen haben sich keine Veränderungen zu dem 

ersten Entwurf gegeben. 

 

II. Ergebnis 

 

Im Rahmen des fünften Kapitels wurde nochmals bestätigt, dass die verschiedenen 

Rechtsordnungen nicht das eigentliche Problem verursachten. Vielmehr wollten die 

Presseunternehmen nicht über ihr eigenes Recht haftbar gemacht werden. Letztlich üben sie 

eine Machtposition – gerade im Vergleich zu anderen Unternehmen – aus. Ebenso der 

aktuelle Entwurf wird nach bereits sieben vergangenen Jahren keine allgemeine Zustimmung 

finden, da auch hier nach wie vor eine „Gefahr“ für die Presseunternehmen besteht. 

 

F. Ergebnis auf Kapitel 6: Eigener Lösungsvorschlag 

 

Aus jeder der vier Säulen wurde ein Ergebnis gewonnen. Angefangen mit der ersten Säule, in 

der festgestellt wurde, dass die Europäische Union eines der liberalsten Systeme der Welt 

ausübt. Im Rahmen der zweiten Säule wird für den kommenden Lösungsvorschlag der 

Pressebegriff festgelegt. Zudem wurde festgestellt, dass alle Rechtsordnungen der 
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Mitgliedsstaaten auf der gleichen Grundlage basieren. Im Rahmen der dritten Säule wurden 

die Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den Offline und den Online Medien 

herausgearbeitet. Eine gänzlich neue Auslegung des Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO kristallisierte 

sich heraus. Die vierte und letzte Säule im Zusammenhang mit den angestellten Vergleichen 

bestätigen, dass die verschiedenen Rechtsordnungen nicht die Ausklammerung der 

Persönlichkeitsrechte verursachten. 

Aus den vorgestellten Erkenntnissen ergeben sich die folgenden Grundbedingungen des 

Lösungsvorschlags. Der Vorschlag trennt – wie auch im materiellen Recht - zwischen 

Personen des öffentlichen Lebens und Privatpersonen. Als Personen des öffentlichen Lebens 

sollten grundsätzlich Politiker, Schauspieler, Musiker bzw. Sänger angesehen werden. 

Folglich all diejenigen Personen, welche die Öffentlichkeit suchen. Ebenso sollten solche 

Personen, die eine herausragende Position begleiten oder ein Amt innehaben, hinzuzählen. 

Nicht als Personen des öffentlichen Lebens sollten die Personen sein, welche zuvor, 

beispielweise durch eine Straftat, sei es als Täter oder als Opfer, durch die Presse ungewollt in 

die Öffentlichkeit gebracht worden sind. Der Lösungsvorschlag sollte unbedingt 

technologieneutral ausgelegt werden. Es darf in der heutigen Zeit keine Rolle spielen, ob ein 

Foto oder ein Bericht in Offline oder in Online Medien veröffentlicht wurde. Daher sollte der 

Begriff Presse weiterhin entwicklungsoffen sein. Bezüglich der Privatpersonen sollte das 

Recht des Staates angewendet werden, wo der Kläger seinen Mittelpunkt seiner Interessen 

hat. Der Begriff des Mittelpunkts der Interessen sollte wie im Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-VO 

ausgelegt werden. Der Vorteil dieses Lösungsvorschlages ist, dass ein angemessener 

Ausgleich, getrennt zwischen Privatpersonen und Personen des öffentlichen Lebens jeweils 

mit der Presse zustande kommt. Das Kollisionsrecht hat nicht die Aufgabe sich nach dem 

materiellen Recht zu richten. Dennoch kann das Zuständigkeitsrecht und auch das 

Kollisionsrecht nicht das materielle Recht ignorieren. Der Lösungsvorschlag gewährt die 

Vorhersehbarkeit für den Beklagten. Bei einem Foto oder auch bei einem Interview weiß 

insbesondere der Beklagte, wo er das Foto gemacht hat. Der Kläger begibt sich zuvor bewusst 

in das jeweilige Mitgliedsland und folglich muss auch er sich grundsätzlich nach diesem im 

jeweiligen Mitgliedsland geltendem Recht richten. Die Unterscheidung zwischen einer 

Privatperson und einer öffentlichen Person ist nicht unbedingt auf das Argument der 

schwächeren Partei zurückzuführen. Vielmehr kann eine Privatperson, welche die 

Rechtsgutverletzung beweisen muss, in dem Mitgliedsland Beweise beschaffen, in welchen 

ihr Mittelpunkt der Interessen ist. In Gegensatz dazu ist ein Foto oder ein Interview in der 

Regel selbst der Beweis für eine Persönlichkeitsrechtsverletzung. Für alle anderen 
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Berichterstattungen soll das Recht des Mitgliedstaates, wo der Beklagte seine Niederlassung 

hat, Anwendung finden. Den Beklagten trifft in der Regel die sekundäre Beweislast. Daher ist 

der Ort der Niederlassung dafür am besten geeignet. Für das Recht auf Gegendarstellung oder 

gleichwertige Maßnahmen und auf Vorbeugungsmaßnahmen oder Unterlassungsklagen wird 

der Wortlaut aus Art. 5 a Abs. 4 Rom II-VOE übernommen. 

 

G. Fazit 

 

In Anbetracht der bereits von Unmengen existierenden Lösungsvorschläge, muss eine 

gänzlich neue Perspektive in Betracht gezogen werden. Die Unterscheidung über die 

geschädigte Person kann nicht erst auf der Ebene des materiellen Rechts getroffen werden. 

Dies stellt die letzte Stufe dar. Im Rahmen von internationalen bzw. europäischen 

Sachverhalten ist der Weg bis zur Entscheidung nach materiellem Recht sehr viel länger. Es 

ist ausschlaggebend zu welchem materiellen Recht die Vorschriften gelangen. Aufgrund 

dessen sollte bereits auf der ersten Stufe der Weg für eine interessengerechte Lösung 

vorhanden sein. 
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Anhang 

 

Lösungsvorschlag 

 

Art. 5 a Rom II-VOE  

Verletzung der Persönlichkeitsrechte und der Privatsphäre, Verleumdung 

 

1.  

a. Für Personen des öffentlichen Lebens, welche durch die Presse in ihrem 

Persönlichkeitsrecht und der Privatsphäre verletzt sein könnten oder verletzt wurden oder 

verletzt werden, ist das Recht des Staates anzuwenden, in dem die Rechtsgutverletzung 

begangen worden ist. Die Rechtsgutverletzung tritt bei Fotographien bzw. 

Berichterstattungen mit Fotographien dort ein, wo das Foto erstellt wurde, wenn die 

Berichterstattung inhaltlich zu den Fotos überwiegend korrespondiert. Bei einem geführten 

Interview bzw. die Berichterstattung darüber, soll das Recht des Staates zur Anwendung 

kommen, in welchen Staat das Interview geführt wurde. Bei allen anderen 

Berichterstattungen soll das Recht des Staates zur Anwendung kommen, wo die Beklagte ihre 

Niederlassung hat. 

 

b. Für Privatpersonen, welche durch die Presse in ihrem Persönlichkeitsrecht und der 

Privatsphäre verletzt sein könnten oder verletzt wurden oder verletzt werden, ist das Recht 

des Staates anzuwenden, in dem der Schaden im Wesentlichen eingetreten ist bzw. einzutreten 

droht. Der Schaden tritt im Wesentlichen dort ein, wo der Kläger seinen Mittelpunkt seiner 

Interessen hat. 

 

2.  

Das Recht auf Gegendarstellung oder gleichwertige Maßnahmen und auf 

Vorbeugungsmaßnahmen oder Unterlassungsklagen gegen einen Verlag oder eine 

Sendeanstalt hinsichtlich des Inhalts einer Veröffentlichung oder Sendung und hinsichtlich 

der Verletzung der Privatsphäre oder der Persönlichkeitsrechte, die auf den Umgang mit 

persönlichen Daten zurückzuführen ist, richtet sich nach dem Recht des Staates, in dem sich 

der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Verlags, der Sendeanstalt oder des Nutzers dieser 

Daten befindet. 
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